
 
 

 

 

 

Auszüge aus den Hochschulgesetzen 

Rechtliche und organisatorische 
Rahmenbedingungen fremd- und mehrsprachiger 

Studiengänge 
 

für 
Berlin 

 
Stand: 11.12.2023 

 
 
Herausgegeben von der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) 

HRK ADVANCE – Governance und Prozesse der Internationalisierung optimieren 

Ahrstraße 39, 53175 Bonn 

Tel.: 0228 / 887-0 

Fax: 0228 / 887-210 

advance@hrk.de 

www.hrk.de/advance 

 

Die Hochschulrektorenkonferenz (HRK) übernimmt keine Haftung für die in diesem Dokument dargestellten 

Inhalte sowie für deren Vollständigkeit oder Aktualität. Alle Inhalte sind allgemeiner Natur. Sie stellen 

lediglich eine vergleichende Übersicht und keine rechtsverbindliche Auskunft dar und können im Einzelfall 

auch nicht die Auskunft von Fachleuten ersetzen. 

 

 

 

 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Mehrsprachigkeit in Studiengängen 
Stand: 11.12.2023 

 

2 

 

 
Berlin 

  

1. Immatrikulations- 
 voraussetzungen 
 
 

§ 10 BerlHG1 Allgemeine Studienberechtigung 
(1) Jeder und jede Deutsche im Sinne von Artikel 116 des Grundgesetzes ist 
berechtigt, an einer Hochschule des Landes Berlin zu studieren, wenn er oder 
sie die für das Studium nach den staatlichen Vorschriften erforderliche 
Qualifikation nachweist. Rechtsvorschriften, nach denen andere Personen 
Deutschen gleichgestellt sind, bleiben unberührt. 
(2) Die allgemeinen Zugangsvoraussetzungen für die Hochschulen richten sich 
nach den Bestimmungen des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. S. 
26), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 5. Juli 2021 (GVBl. S. 842) 
geändert worden ist. Die Zulassung in zulassungsbeschränkten Studiengängen 
richtet sich nach dem Berliner Hochschulzulassungsgesetz vom 9. Oktober 
2019 (GVBl. S. 695), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. 
September 2021 (GVBl. S. 1039) geändert worden ist. 
(3) Eine der allgemeinen Hochschulreife entsprechende 
Hochschulzugangsberechtigung wird auch durch einen berufsqualifizierenden 
Hochschulabschluss erworben. 
(4) Die Zugangsvoraussetzungen für die Studiengänge an der Hochschule für 
Musik Hanns Eisler Berlin, der Hochschule für Schauspielkunst Ernst Busch 
Berlin und der Weißensee Kunsthochschule Berlin sowie für die künstlerischen 
Studiengänge an der Universität der Künste Berlin regelt die für Hochschulen 
zuständige Senatsverwaltung nach Anhörung der Hochschulen durch 
Rechtsverordnung. Hierbei kann, allein oder in Verbindung mit einer 
Hochschulzugangsberechtigung, 
1. eine künstlerische Begabung oder 
2. eine besondere künstlerische Begabung 
als Zugangsvoraussetzung gefordert werden. Ferner ist das Verfahren zur 
Feststellung der künstlerischen oder der besonderen künstlerischen Begabung 
zu bestimmen. 
(5) Die Hochschulen regeln in der Zugangssatzung, in welchen Studiengängen 
über die Hochschulzugangsberechtigung hinaus zusätzliche Eignungs- und 
Qualifikationsvoraussetzungen gefordert werden und wie diese nachzuweisen 
sind. Zugangsvoraussetzung für Masterstudiengänge ist der 
berufsqualifizierende Abschluss eines Hochschulstudiums, bei weiterbildenden 
Masterstudiengängen zusätzlich eine daran anschließende qualifizierte 
berufspraktische Erfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr; darüber 
hinausgehende Eignungs- und Qualifikationsvoraussetzungen dürfen nur 
gefordert werden, wenn sie wegen spezieller fachlicher Anforderungen des 
jeweiligen Masterstudiengangs nachweislich erforderlich sind. Die Bestätigung 
der Satzung erstreckt sich neben der Rechtmäßigkeit auch auf die 
Zweckmäßigkeit. 
(5a) Die Zulassung zu einem Masterstudiengang kann auch beantragt werden, 
wenn ein erster berufsqualifizierender Hochschulabschluss vorliegt, aber noch 
nicht nachgewiesen werden kann, oder wegen Fehlens einzelner 
Prüfungsleistungen noch nicht vorliegt und auf Grund des bisherigen 
Studienverlaufs, insbesondere der bisherigen Prüfungsleistungen zu erwarten 
ist, dass dieser Abschluss vor Beginn des Masterstudienganges erlangt wird 
und die Maßgaben, die auf Grund des Absatzes 5 Voraussetzung für den 
Zugang zu dem Masterstudiengang sind, ebenso rechtzeitig erfüllt sind. Soweit 
nach den Regelungen des Berliner Hochschulzulassungsgesetzes ein 
Auswahlverfahren durchzuführen ist, in das das Ergebnis des ersten 
berufsqualifizierenden Hochschulabschlusses einbezogen ist, nehmen 
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Bewerber und Bewerberinnen nach Satz 1 am Auswahlverfahren mit einer 
Durchschnittsnote teil, die auf Grund der bisherigen Prüfungsleistungen ermittelt 
wird. Das Ergebnis des ersten berufsqualifizierenden Hochschulabschlusses 
bleibt insoweit unbeachtet. Eine Zulassung ist im Falle einer Bewerbung nach 
Satz 1 unter dem Vorbehalt auszusprechen, dass der erste berufsqualifizierende 
Hochschulabschluss und die mit ihm zusammenhängenden Voraussetzungen 
des Absatzes 5 in der Regel zum Ende des ersten Fachsemesters 
nachgewiesen werden. Wird der Nachweis nicht fristgerecht geführt, erlischt die 
Zulassung. Das Nähere regeln die Hochschulen durch Satzung. 
(5b) Für duale Studiengänge kann die Hochschule durch Zugangssatzung 
bestimmen, dass neben der Hochschulzugangsberechtigung der Nachweis des 
Bestehens eines auf die Ermöglichung des dualen Studiums gerichteten 
Vertrages des oder der Studierenden mit einem Praxispartner der Hochschule 
erforderlich ist. Das Nähere regeln die Hochschulen durch Satzung. 
(6) Durch Satzung sind weiter zu regeln 
1.  Immatrikulation, Exmatrikulation und Rückmeldung, 
1a.  die Einzelheiten des Verfahrens zur Vorlage eines gültigen 

Personalausweises oder einer aktuellen Meldebescheinigung im 
Rückmeldeverfahren. Auf dem Personalausweis soll eine Anschrift im 
Einzugsgebiet der Hochschule im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 2 des 
Berliner Hochschulzulassungsgesetzes eingetragen sein; die 
Meldebescheinigung soll eine alleinige Wohnung oder eine Hauptwohnung 
im Einzugsgebiet der Hochschule ausweisen. Andernfalls sind die 
Studierenden darauf hinzuweisen, dass Verstöße gegen die Meldepflicht 
nach dem Bundesmeldegesetz bußgeldbewehrt sind. Sätze 1 bis 3 gelten 
nicht für Studierende in Nebenhörerschaft oder in 
Promotionsstudiengängen. Soweit Personalausweis oder 
Meldebescheinigung einmal beigebracht wurden, sollen sie in weiteren 
Rückmeldeverfahren nicht erneut verlangt werden, 

2.  Teilnahme an den Lehrveranstaltungen, 
3.  Wechsel des Studiengangs, 
4.  Rechte der Studierenden im Fernstudium und im Teilzeitstudium, 
5.  Gasthörerschaft und Nebenhörerschaft, 
6.  Beurlaubung, 
7.  Grundsätze für die Anrechnung von Studienzeiten und Studienleistungen 

an anderen Hochschulen, 
8.  Zugangsvoraussetzungen für Ausländer und Ausländerinnen, die eine im 

Land Berlin anerkannte Studienbefähigung besitzen; zu den 
Voraussetzungen gehört auch der Nachweis ausreichender Kenntnisse der 
deutschen Sprache, 

9.  das Erfordernis einer Zertifizierung von ausländischen Nachweisen für den 
Hochschulzugang, 

10.  Möglichkeiten für vorläufige Studienberechtigungen für Geflüchtete, denen 
auf Grund der Situation im Herkunftsstaat ein fristgerechter Nachweis der 
Zugangsvoraussetzungen nicht möglich ist, und alternative 
Nachweismöglichkeiten, wenn die vorgesehenen Nachweise dauerhaft 
nicht erbracht werden können, 

11.  die auf der Grundlage einer Eignungsprüfung festzustellenden 
Anforderungen für den Zugang beruflich qualifizierter Bewerber und 
Bewerberinnen nach § 11 ohne einen ersten berufsqualifizierenden 
Hochschulabschluss zum Masterstudium in geeigneten weiterbildenden 
oder künstlerischen Studiengängen mit einer Regelstudienzeit von vier 
Semestern; an der Eignungsprüfung darf frühestens teilgenommen werden, 
wenn der Bewerber oder die Bewerberin seit dem Erwerb der beruflichen 
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Qualifikation nach § 11 mindestens fünf Jahre in für das Masterstudium 
einschlägigen Berufsfeldern tätig war; in der Satzung ist auch das 
Prüfungsverfahren zu regeln; Absatz 5 Satz 3 gilt entsprechend. 

 
§ 11 BerlHG Hochschulzugang für beruflich Qualifizierte 
(1) Wer 
1.  eine Aufstiegsfortbildung nach den Bestimmungen der Handwerksordnung, 

des Berufsbildungsgesetzes oder vergleichbaren bundes- oder 
landesrechtlichen Regelungen bestanden hat, 

2.  eine Fachschulausbildung an einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Fachschule im Sinne des § 34 des Schulgesetzes oder eine vergleichbare 
Ausbildung in einem anderen Bundesland abgeschlossen hat, 

3.  eine der unter Nummer 1 genannten Fortbildung vergleichbare Qualifikation 
für den nautischen oder technischen Schiffsdienst erworben hat oder 

4.  eine der unter Nummer 1 genannten Fortbildung vergleichbare Qualifikation 
auf Grund einer landesrechtlich geregelten Fortbildungs- oder 
Weiterbildungsmaßnahme, insbesondere nach dem Gesetz über die 
Weiterbildung und Fortbildung in den Medizinalfachberufen und in Berufen 
der Altenpflege vom 3. Juli 1995, das zuletzt durch Gesetz vom 9. Mai 2016 
(GVBl. S. 226) geändert worden ist, für Berufe im Gesundheitswesen oder 
im sozialpflegerischen oder pädagogischen Bereich erworben hat, 

ist berechtigt, ein grundständiges Studium an einer Hochschule aufzunehmen 
(allgemeine Hochschulzugangsberechtigung). 
(2) Wer in einem zum angestrebten Studiengang fachlich ähnlichen Beruf eine 
durch Bundes- oder Landesrecht geregelte mindestens zweijährige 
Berufsausbildung abgeschlossen hat, ist berechtigt, ein seiner bisherigen 
Ausbildung entsprechendes grundständiges Studium an einer Hochschule 
aufzunehmen (fachgebundene Hochschulzugangsberechtigung). 
(3) Wer über eine fachgebundene Hochschulzugangsberechtigung nach Absatz 
2 verfügt, ist darüber hinaus berechtigt, an einer Hochschule in einem frei 
gewählten grundständigen Studiengang ein Studium aufzunehmen, wenn er 
oder sie die Studierfähigkeit in dem Fach in einer Zugangsprüfung 
nachgewiesen hat. Bei der Festlegung der Prüfungsinhalte sind die 
Vorkenntnisse, die im Rahmen des Besuchs einer berufsbildenden Schule 
erworben werden, in angemessener Weise zu berücksichtigen. Die Prüfung 
kann in jedem Bewerbungszeitraum abgelegt und wiederholt werden. Die 
Hochschulen bieten hierfür geeignete Informationen und 
Vorbereitungsmöglichkeiten an. 
(4) Wer auf Grund einer beruflichen Qualifikation ein mindestens einjähriges 
Hochschulstudium in einem anderen Bundesland erfolgreich absolviert hat, 
kann unbeschadet des Absatzes 2 das Studium in einem ähnlichen Studiengang 
an einer Berliner Hochschule fortsetzen. 
(5) Eine Hochschulzugangsberechtigung nach Absatz 1 oder Absatz 2 erhält 
auch, wer eine berufliche Ausbildung im Ausland nachweist, die denen der 
Absätze 1 oder 2 entspricht. 
(6) Das Nähere regeln die Hochschulen durch die Zugangssatzung. 
 
§ 13 BerlHG Studienkollegs 
(1) An den Universitäten bestehen Studienkollegs. Ihnen obliegt die 
Durchführung von Vorbereitungslehrgängen und Prüfungen für Studienbewerber 
und Studienbewerberinnen, die nach den Bestimmungen des Schulgesetzes 
zusätzliche Leistungsnachweise zur Anerkennung ihrer Studienbefähigung zu 
erbringen haben. Darüber hinaus sollen sie Angebote entwickeln, um 
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bestehende Nachteile bei ausländischen Studienbewerbern und 
Studienbewerberinnen im Studium auszugleichen. 
(2) Die Studienkollegs unterliegen hinsichtlich der Unterrichts- und 
Prüfungsangelegenheiten der Schulaufsicht der für das Schulwesen 
zuständigen Senatsverwaltung. Die Lehrkräfte an den Studienkollegs dürfen nur 
mit Zustimmung der für das Schulwesen zuständigen Senatsverwaltung 
beschäftigt werden. Sie müssen die Laufbahnbefähigung als Studienrat oder 
Studienrätin haben; Ausnahmen hiervon können von der für das Schulwesen 
zuständigen Senatsverwaltung zugelassen werden. 
(3) Für andere Hochschulen als die Universitäten können durch Entscheidung 
der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung im Einvernehmen mit der 
für das Schulwesen zuständigen Senatsverwaltung den Studienkollegs 
entsprechende Einrichtungen vorgesehen werden. 
 
§ 14 BerlHG Immatrikulation 
(1) Studienbewerber und Studienbewerberinnen sind zu immatrikulieren, wenn 
sie die Voraussetzungen gemäß §§ 10 bis 13 erfüllen und Versagungsgründe 
für die Immatrikulation nicht vorliegen. Mit der Immatrikulation wird der oder die 
Studierende Mitglied der Hochschule. 
(2) Der oder die Studierende wird für einen Studiengang immatrikuliert. Für 
einen zweiten zulassungsbeschränkten Studiengang kann er oder sie nur 
immatrikuliert werden, wenn dies im Hinblick auf das Studienziel sinnvoll ist und 
andere dadurch nicht vom Erststudium ausgeschlossen werden. 
(3) Die Immatrikulation ist zu versagen, wenn der Studienbewerber oder die 
Studienbewerberin 
1.  in einem zulassungsbeschränkten Studiengang nicht zugelassen ist, 
2.  in dem gewählten Studiengang vorgeschriebene Leistungsnachweise oder 

Prüfungen an einer Hochschule im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
endgültig nicht bestanden hat, 

3.  die Zahlung von Gebühren und Beiträgen einschließlich der Sozialbeiträge 
zum Studierendenwerk, des Beitrags für die Studierendenschaft und, 
soweit eine entsprechende Vereinbarung besteht, des Beitrags für ein 
Semester-Ticket nicht nachweist, 

4.  vom Studium an einer Hochschule im Wege eines Ordnungsverfahrens 
ausgeschlossen worden ist, es sei denn, dass die Gefahr einer künftigen 
Beeinträchtigung nicht mehr besteht. 

(4) Bewerber und Bewerberinnen mit ausländischen Vorbildungsnachweisen, 
die zur Vorbereitung eines Hochschulstudiums an einem Studienkolleg oder 
sonstigen Hochschuleinrichtungen studieren, haben die Rechtsstellung von 
Studierenden; ein Anspruch auf Zulassung zu einem Studiengang wird dadurch 
nicht erworben. 
(5) Sind Studierende an mehreren Berliner Hochschulen oder an Berliner und 
Brandenburger Hochschulen immatrikuliert, so müssen sie erklären, an welcher 
Hochschule sie ihre Mitgliedschaftsrechte ausüben. Gebühren und Beiträge 
einschließlich der Sozialbeiträge zum Studierendenwerk, sind nur an dieser 
Hochschule zu entrichten. 
 
Artikel 5 HochschulzulassungsStV2 Aufgaben im Zentralen 

Vergabeverfahren 
(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Aufgabe 
1.  Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen in 

Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 
1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und, soweit die 
Stiftung zuständig ist, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu vergeben, 
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2.  die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlverfahren nach Artikel 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 und, soweit die Hochschulen 
zuständig sind, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu unterstützen, 

3.  für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungszahlen zu 
sorgen. 

(2) Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für ausländische 
Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind. 
Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 
Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 
 
Artikel 9 HochschulzulassungsStV Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung 
stehenden Studienplätze vorzubehalten für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 

Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium). 

Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapazität nach 
Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine 
sonstige Studienberechtigung verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote 
nicht gebildet, erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10. 
(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort 
gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu 
stellen. Daneben kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für 
die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der 
Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der 
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. Nicht in 
Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden 
nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben. 
(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale 
und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 
(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für 
ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 
(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden nach Maßgabe 
des Landesrechts nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang 
und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt. 
(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und Satz 2 
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen werden; Absatz 1 
Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Satz 
2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach 
Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können 
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durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 
Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
 
Artikel 10 HochschulzulassungsStV Hauptquoten 
(1) Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 
8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden Studienplätze an jeder 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vergeben: 
1.  zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der 

Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 2, 
3.  im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 3. 
Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten innerhalb 
eines Landes und im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der 
jeweiligen Anforderungen und Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 
Solange deren annähernde Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder 
untereinander nicht gewährleistet ist, erfolgt ein entsprechender Ausgleich bei 
der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von 
Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten. Die Quote eines 
Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studiengänge 
(Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder 
Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um 
dreißig Prozent erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur 
Personen berücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die 
von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist. 
(2) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des Landesrechts insbesondere 
1.  nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, 

die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte 
Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

3.  nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

4.  nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außerschulischen 
Leistungen oder außerschulischen Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten 
werden nicht berücksichtigt. Durch Landesrecht kann der Kriterienkatalog nach 
Satz 1 eingeschränkt werden. 
(3) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
insbesondere 
1.  nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 

a.  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 
Studium (Note und Punkte), 

b.  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft geben; 

2.  nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 
a.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
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b.  Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 
der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt 
werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium 
und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

d.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Studiengang Medizin ist 
zusätzlich mindestens ein weiteres schulnotenunabhängiges Kriterium zu 
berücksichtigen. Mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich 
zu gewichten. In die Auswahlentscheidung fließt mindestens ein 
fachspezifischer Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein. 
(4) Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 
Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. Im Umfang von bis zu 
15 Prozent der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht 
abweichend von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in einer 
Unterquote nach Satz 1 ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 verwendet werden. 
(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, 
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie 
müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den 
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten 
gewährleisten. Wird ein Kriterium als einziges Kriterium verwendet, muss es 
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich 
typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren nach 
den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
begrenzt werden; eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur 
für einen hinreichend beschränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu 
vergebenden Studienplätze und nur zur Durchführung aufwändiger 
individualisierter Auswahlverfahren erfolgen. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Ranggleichheit, wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 
angehört. Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch 
das jeweilige Landesrecht. 
(8) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 und danach die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. Durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 
2 und 3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt werden. Bewerberinnen und 
Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben 
oder eine Zulassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an weiteren 
Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen. 
(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 
werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 
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§ 2 HZG3 Begriffsbestimmungen 
(1) Deutsche Hochschulzugangsberechtigung ist eine auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland oder an einer deutschen Auslandsschule 
erworbene Hochschulzugangsberechtigung. Einer 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 gleichgestellt ist das Europäische 
Abitur einer Europäischen Schule nach der Vereinbarung über die Satzung der 
Europäischen Schulen (ABl. Nr. 212 vom 17. August 1994, S. 3). 
(2) Deutschen gleichgestellt sind: 
1.  Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 

oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum, 

2.  in der Bundesrepublik Deutschland wohnende Kinder von 
Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union 
oder von Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, sofern diese Staatsangehörigen in der Bundesrepublik 
Deutschland beschäftigt sind oder gewesen sind, 

3.  in der Bundesrepublik Deutschland wohnende andere Familienangehörige 
von Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder von Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 
2004/38/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 
2004 (ABl. L 158 vom 30. April 2004, S. 77), sofern diese 
Staatsangehörigen in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt sind, 
sowie 

4.  sonstige ausländische Staatsangehörige oder Staatenlose, die eine 
deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 

(3) Zentrales Vergabeverfahren ist das Verfahren für die Vergabe der 
Studienplätze nach Abschnitt 3 des Staatsvertrages. 

(4) Örtliches Vergabeverfahren ist das Verfahren, in dem die Hochschulen des 
Landes Berlin Studienplätze in Studiengängen vergeben, die nicht in das 
Zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind. 
 
§ 5 HZG Zuständigkeiten bei der Studienplatzvergabe, 
Rahmenzulassungssatzung 
(1) Den Hochschulen des Landes Berlin obliegt die Studienplatzvergabe im 
örtlichen Vergabeverfahren. 
(2) Die Studienplatzvergabe im Zentralen Vergabeverfahren obliegt der Stiftung 
für Hochschulzulassung. Abweichend von Satz 1 obliegt die 
Studienplatzvergabe im Zentralen Vergabeverfahren den Hochschulen des 
Landes Berlin: 
1.  bei ausländischen und staatenlosen Bewerberinnen und Bewerbern, die 

Deutschen nicht gleichgestellt sind, 
2.  in den Fällen des § 9 Absatz 1 Nummer 2 und 3, 
3.  bei Bewerberinnen und Bewerbern für das zweite und die folgenden 

Semester (höhere Fachsemester). 
(3) Die Hochschulen können eine Rahmenzulassungssatzung erlassen, in der 
allgemeine und studiengangsübergreifende Regelungen zur Organisation und 
Durchführung der Zulassungsverfahren getroffen werden. Die 
Rahmenzulassungssatzung bedarf der Bestätigung der für Hochschulen 
zuständigen Senatsverwaltung. Das Bestätigungsverfahren erstreckt sich auf 
die Überprüfung der Rechtmäßigkeit und der Zweckmäßigkeit der Satzung. 
 
 
 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Mehrsprachigkeit in Studiengängen 
Stand: 11.12.2023 

 

10 

 

§ 8 HZG Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren im Zentralen Vergabeverfahren sind bis zu 20 
Prozent der zur Verfügung stehenden Studienplätze vorzubehalten für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 

Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben, 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium). 

(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort 
gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu 
stellen. Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach 
Absatz 1 werden nach § 9 Absatz 1 vergeben. 
(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale 
und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 
(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Nummer 4 werden nach den 
Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für ein 
weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 
(5) Wer den Quoten nach Absatz 1 Nummer 2 bis 4 unterfällt, kann nicht im 
Verfahren nach § 9 zugelassen werden. 
(6) Die Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 werden in erster Linie 
nach der Qualifikation vergeben. Diese richtet sich nach dem Ergebnis der 
ausländischen Hochschulzugangsberechtigung, zusätzlich kann die Hochschule 
für die Ermittlung der Qualifikation das Ergebnis eines allgemeinen oder 
fachspezifischen Studierfähigkeitstests berücksichtigen. Wird ein 
Studierfähigkeitstest berücksichtigt, muss er zumindest einen erheblichen 
Einfluss auf die Auswahlentscheidung haben. § 9 Absatz 5 gilt entsprechend. 
Besondere Umstände, die für ein Studium an einer deutschen Hochschule 
sprechen, können darüber hinaus berücksichtigt werden. Als ein solcher 
Umstand ist insbesondere anzusehen, wenn die Bewerberin oder der Bewerber: 
1.  von einer deutschen Einrichtung zur Förderung Studierender für ein 

Studium ein Stipendium erhält, 
2.  auf Grund besonderer Vorschriften mit der Einweisung in ein Studienkolleg 

oder eine vergleichbare Einrichtung für die Zuteilung eines Studienplatzes 
in dem im Zulassungsantrag genannten Studiengang vorgemerkt ist, 

3.  in der Bundesrepublik Deutschland Asylrecht genießt, 
4.  aus einem Entwicklungsland oder einem Land kommt, in dem es keine 

Ausbildungsstätten für den betreffenden Studiengang gibt, 
5.  einer deutschsprachigen Minderheit im Ausland angehört. 
Verpflichtungen auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu 
berücksichtigen. 
 
§ 9 HZG Hauptquoten 
(1) In Studiengängen, die in das Zentrale Vergabeverfahren einbezogen sind, 
werden die nach Abzug der Studienplätze nach § 8 verbleibenden Studienplätze 
nach den folgenden Grundsätzen vergeben: 
1.  zu 30 Prozent durch die Stiftung für Hochschulzulassung nach dem 

Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung (Note und Punkte), 
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2.  zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 
Auswahlverfahrens nach Absatz 2, 

3.  im Übrigen durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines von der 
jeweiligen Hochschule festzulegenden Auswahlverfahrens nach Absatz 3. 

(2) In der Quote nach Absatz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige Hochschule die 
Studienplätze nach einer Verbindung von 

1.  dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 

einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische Eignung 
Auskunft gibt. 

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten 
werden nicht berücksichtigt. Die Kriterien nach Nummer 1 und 2 müssen zu 
gleichen Teilen in die Bewertung eingehen. Artikel 18 des Staatsvertrages bleibt 
unberührt. Während der in Artikel 18 Absatz 1 des Staatsvertrages benannten 
Übergangszeit kann die Hochschule mit Zustimmung der für Hochschulen 
zuständigen Senatsverwaltung von Satz 3 abweichen. 
(3) In der Quote nach Absatz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige Hochschule die 

Studienplätze 
1.  nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 

a)  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 
Studium (Note und Punkte), 

b)  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft geben, 

2.  nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 
a)  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b)  Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 

der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt 
werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium 
und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c)  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

d)  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im 
Studiengang Medizin ist zusätzlich mindestens ein weiteres 
schulnotenunabhängiges Kriterium zu berücksichtigen. Mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich zu gewichten. In die 
Auswahlentscheidung fließt mindestens ein fachspezifischer 
Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein. 
(4) In den Quoten nach Absatz 1 Nummer 3 können die Hochschulen durch 
Satzung Unterquoten festlegen. Unterquoten dürfen einen Umfang von 15 
Prozent der in der Quote vergebenen Studienplätze nicht überschreiten, wenn 
darin ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 verwendet 
werden. Die Satzung bedarf der Bestätigung der für Hochschulen zuständigen 
Senatsverwaltung. Absatz 10 Satz 3 gilt entsprechend. 
(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, 
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie 
müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den 
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten 
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gewährleisten. Wird ein Kriterium als einziges Kriterium verwendet, muss es 
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich 
typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(6) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote 
nach Absatz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Nummer 2 und 
danach die Quote nach Absatz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. Bewerberinnen und 
Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben 
oder eine Zulassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an weiteren 
Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen. 
(7) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 
werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 
(8) Wer geltend macht, aus nicht selbst zu vertretenden Umständen daran 
gehindert gewesen zu sein, einen für die Berücksichtigung bei der Auswahl 
nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung (§ 9 Absatz 1 Nummer 
1 und 3) besseren Wert zu erreichen, wird mit dem nachgewiesenen Wert an 
der Vergabe der Studienplätze in diesen Quoten beteiligt. 
(9) Die nähere Ausgestaltung des Verfahrens nach Absatz 3 und die Auswahl 
der Kriterien regelt die Hochschule durch Satzung, die der Bestätigung der für 
die Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung bedarf. Verfahren und Kriterien 
sind in der Satzung so zu gestalten, dass niemand mittelbar oder unmittelbar 
auf Grund des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder 
Weltanschauung, der Behinderung oder sexuellen Identität diskriminiert wird. 
Das Bestätigungsverfahren erstreckt sich auf die Überprüfung der 
Rechtmäßigkeit und der Zweckmäßigkeit der Satzung. Gebühren für die 
Durchführung des Auswahlverfahrens nach den in Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
und 2 Buchstabe c genannten Kriterien werden nicht erhoben. Soweit Gebühren 
für die Durchführung des Auswahlverfahrens erhoben werden, dürfen diese 25 
Euro pro Aufnahmeverfahren nicht übersteigen. Im Falle der Immatrikulation 
wird die Aufnahmegebühr mit der Immatrikulationsgebühr verrechnet. 
 
§ 10 HZG Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren im örtlichen Vergabeverfahren sollen bis zu 30 
Prozent, jedoch nicht weniger als 20 Prozent, der zur Verfügung stehenden 
Studienplätze vorbehalten werden für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrags eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 

Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben, 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben; hierzu zählen nicht Bewerberinnen und 
Bewerber für konsekutive Masterstudiengänge, 

5.  Bewerberinnen und Bewerber, die zum Zeitpunkt des 
Bewerbungsschlusses noch minderjährig sind und ihren Wohnsitz im 
Einzugsgebiet der Hochschule bei einer für sie sorgeberechtigten Person 
haben, 

6.  Bewerberinnen und Bewerber, die einem im öffentlichen Interesse 
förderungswürdigen Personenkreis angehören und auf Grund besonderer 
Umstände an den Studienort gebunden sind, insbesondere Bewerberinnen 
und Bewerber, die einem auf Bundesebene gebildeten Kader 
(Olympiakader, Paralympicskader, Perspektivkader, Ergänzungskader, 
Nachwuchskader 1 und 2) eines Bundesfachverbandes des Deutschen 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Mehrsprachigkeit in Studiengängen 
Stand: 11.12.2023 

 

13 

 

Olympischen Sportbundes für eine von den Olympiastützpunkten in den 
Ländern Berlin oder Brandenburg betreuten Sportarten angehören, 

7.  in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine sonstige 
Studienberechtigung verfügen. 

Als Einzugsgebiet im Sinne dieses Gesetzes wird das Gebiet der Länder Berlin 
und Brandenburg festgelegt. 
(2) Die Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 werden auf Antrag nach 
dem Grad der außergewöhnlichen Härte vergeben. Eine außergewöhnliche 
Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem gesundheitliche, soziale, 
behinderungsbedingte oder familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder 
des Bewerbers die sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. Sie 
liegt auch vor, wenn einer Bewerberin oder einem Bewerber mit Wohnsitz im 
Einzugsgebiet der Hochschule aus gesundheitlichen, familiären, 
behinderungsbedingten oder sozialen Gründen ein Umzug an einen anderen 
Studienort nicht zugemutet werden kann und die Wartezeit zum gewünschten 
Studiengang im Land Berlin voraussichtlich länger als vier Semester umfassen 
würde. 
(3) Für die Vergabe der Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 findet § 
8 Absatz 6 entsprechende Anwendung. 
(4) Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach den 
Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für ein 
weiteres Studium maßgeblichen Gründen vergeben. 
(5) Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und 6 werden nach dem 
Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung vergeben. 
(6) Studienplätze nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 werden in erster Linie unter 
Qualifikationsgesichtspunkten vergeben. Daneben können die Motivation der 
Bewerberin oder des Bewerbers und besondere soziale Belange berücksichtigt 
werden. Die Entscheidung über die Auswahlkriterien trifft der Akademische 
Senat der Hochschule durch Satzung. 
(7) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 und Nummer 7 
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach § 11 zugelassen werden. 
(8) Nach Absatz 1 nicht in Anspruch genommene Studienplätze werden nach § 
11 vergeben. 
 
§ 11 HZG Hauptquoten 
(1) In Studiengängen im örtlichen Vergabeverfahren wird die 
Studienplatzvergabe durch die einzelne Hochschule nach Abzug der 
Vorabquoten nach folgenden Grundsätzen vorgenommen: 
1.  bis zu 60 Prozent nach dem Ergebnis eines von der Hochschule 

durchzuführenden Auswahlverfahrens, 
2.  im Übrigen zu gleichen Teilen nach dem Ergebnis der 

Hochschulzugangsberechtigung und nach der Dauer der Zeit seit dem 
Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung für den gewählten Studiengang 
(Wartezeit), wobei Zeiten eines Studiums an einer Hochschule auf die 
Wartezeit nicht angerechnet werden; die Dauer der Wartezeit wird auf zehn 
Halbjahre begrenzt. 

Die Höhe der Quote nach Satz 1 Nummer 1 regelt die Hochschule durch 
Satzung. Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann durch 
Rechtsverordnung festlegen, dass in bestimmten, bundesweit 
zulassungsbeschränkten Studiengängen abweichend von Satz 1 Nummer 1 60 
Prozent der nach Abzug der Vorabquoten verfügbaren Studienplätze über das 
Auswahlverfahren der Hochschule vergeben werden. 
(2) Für die Auswahl nach dem Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung 
soll, soweit eine annähernde Vergleichbarkeit der Ergebnisse der 
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Hochschulzugangsberechtigung im Verhältnis der Länder untereinander nicht 
gewährleistet ist, ein entsprechender Ausgleich bei der Auswahl der 
Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von Prozentrangverfahren und unter 
Bildung von Landesquoten erfolgen, wenn dies erforderlich ist, um das 
Ausbildungsgrundrecht aus Artikel 12 Absatz 1 des Grundgesetzes zu 
gewährleisten. Dabei gelten die Grundsätze von Artikel 10 Absatz 1 Satz 4 des 
Staatsvertrages. Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung bestimmt 
durch Rechtsverordnung die Einzelheiten des Verfahrens und die Einzelheiten 
zur technischen Umsetzung einschließlich der Nutzung elektronischer 
Datenverarbeitungsverfahren. Dabei kann eine stärkere Gewichtung des 
Bewerberanteils, als sie in Artikel 10 des Staatsvertrages im Verhältnis zum 
Bevölkerungsanteil vorgesehen ist, vorgenommen werden. 
(3) Die Hochschule vergibt die Studienplätze im Rahmen des 
Auswahlverfahrens nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 nach einer Verbindung 
1.  von Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung (Qualifikation) 

a)  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 
Studium, 

b)  gewichtete Einzelnoten oder Gewichtung von Fächern der 
Hochschulzugangsberechtigung, die über die fachspezifische 
Motivation und Eignung Auskunft geben, 

2.  von Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung 
a)  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b)  Art einer studienrelevanten Berufsausbildung, Berufstätigkeit oder 

praktischen Tätigkeit, die über die besondere Eignung für den 
gewählten Studiengang Aufschluss geben können, 

c)  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben, 

d)  Vorbildungen auf Grund des erfolgreichen Besuchs eines besonderen 
studienvorbereitenden Kurses einer Schule oder Hochschule, 

e)  auf dem Niveau des europäischen Referenzrahmens (mindestens C 1) 
nachgewiesene bilinguale Sprachkompetenz, 

f)  Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden Gesprächs mit 
den Bewerberinnen und Bewerbern, das Aufschluss über deren 
Motivation und über die Identifikation mit dem gewählten Studium und 
dem angestrebten Beruf geben sowie der Vermeidung von 
Fehlvorstellungen über die Anforderungen des Studiums dienen soll. 

Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule müssen Kriterien der 
Hochschulzugangsberechtigung und außerhalb der 
Hochschulzugangsberechtigung zu gleichen Teilen einfließen. Durch 
Rechtsverordnung kann die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung 
bestimmen, dass in einzelnen Studiengängen von Satz 2 abgewichen werden 
darf, wenn diese nicht bundesweit zulassungsbeschränkt sind. Das Gespräch 
nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe f darf nicht das einzige Auswahlkriterium 
außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung im Sinne des Satzes 2 sein. Soll 
die Teilnehmerzahl an dem Auswahlverfahren begrenzt werden, entscheidet die 
Hochschule über die Teilnahme nach einem der in Satz 1 genannten Maßstäbe 
oder nach einer Verbindung dieser Maßstäbe. Die nähere Ausgestaltung des 
Verfahrens und die Auswahl der Kriterien regelt die Hochschule durch Satzung, 
die der Bestätigung der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung bedarf. 
§ 9 Absatz 5 gilt entsprechend. Verfahren und Kriterien sind in der Satzung so 
zu gestalten, dass niemand mittelbar oder unmittelbar auf Grund des 
Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, der 
Behinderung oder sexuellen Identität diskriminiert wird. Das 
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Bestätigungsverfahren erstreckt sich auf die Überprüfung der Rechtmäßigkeit 
und der Zweckmäßigkeit der Satzung. Gebühren für die Durchführung des 
Auswahlverfahrens nach Satz 1 Nummer 1 und 2 Buchstabe b werden nicht 
erhoben. Soweit Gebühren für die Durchführung des Auswahlverfahrens 
erhoben werden, dürfen diese 25 Euro pro Aufnahmeverfahren nicht 
übersteigen. Im Falle der Immatrikulation wird die Aufnahmegebühr mit der 
Immatrikulationsgebühr verrechnet. 
(4) Können Bewerberinnen oder Bewerber bei der Vergabe von Studienplätzen 
gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 nachweisen, 
dass sie aus einem nicht selbst zu vertretenden Umstand daran gehindert 
waren, ein besseres Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung oder eine 
längere Wartezeit zu erreichen, werden sie mit dem von ihnen nachgewiesenen 
besseren Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung oder längeren Wartezeit 
am Vergabeverfahren beteiligt. 
(5) Die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung kann in besonderen 
Fällen durch Rechtsverordnung die Einrichtung von Unterquoten im 
Auswahlverfahren der Hochschulen bestimmen oder zulassen. 
 
§ 13 HZG Auswahlverfahren für besondere Studiengänge 
(1) In Studiengängen, die eine Hochschule des Landes Berlin gemeinsam mit 
anderen deutschen Hochschulen betreibt, wird im Zulassungsverfahren die 
Auswahlentscheidung anerkannt, die von der für das Auswahlverfahren 
zuständigen Hochschule bereits getroffen worden ist. 
(2) In internationalen Studiengängen und in Studiengängen, die eine 
Hochschule des Landes Berlin gemeinsam mit einer ausländischen Hochschule 
betreibt, kann die Zulassung abweichend von den §§ 10 und 11 unter 
Berücksichtigung der Besonderheiten des Studiengangs geregelt werden. 
 
§ 14 HZG Zulassungsverfahren für höhere Fachsemester 
(1) Sind in einem Studiengang Zulassungszahlen für höhere Fachsemester 
festgesetzt, werden die verfügbaren Studienplätze in folgender Reihenfolge 
vergeben: 
1.  an Bewerberinnen und Bewerber, die eine Zulassung der Stiftung für 

Hochschulzulassung oder der Hochschule für das erste Fachsemester 
vorweisen, 

2.  an Bewerberinnen und Bewerber, die in dem Studiengang oder in 
verwandten Studiengängen an einer Hochschule im Bundesgebiet oder in 
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union endgültig eingeschrieben sind 
oder waren, 

3.  an sonstige Bewerberinnen und Bewerber. 
(2) Sofern innerhalb der in Absatz 1 Nummer 2 genannten Bewerbergruppe eine 
Auswahl erforderlich wird, erfolgt die Bestimmung der Rangfolge nach 
bisherigen Studienleistungen sowie sozialen, insbesondere familiären, 
wirtschaftlichen oder wissenschaftlichen Gründen. 
(3) Voraussetzung für die Zulassung zu dem höheren Fachsemester ist, dass 
die Bewerberin oder der Bewerber die hierfür in einer Prüfungsordnung 
vorgeschriebene Prüfung bestanden oder die hierfür in Studienplänen oder 
Studienordnungen festgelegten Studienleistungen der vorhergehenden 
Semester erbracht hat. Werden die Voraussetzungen des Satzes 1 für die 
Zulassung in dem angestrebten höheren Fachsemester nicht erfüllt, kann eine 
Zulassung in ein anderes höheres Fachsemester erfolgen, für das die 
Voraussetzungen nach Satz 1 vorliegen. 
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§ 15 HZG Auswahlverfahren für konsekutive Masterstudiengänge 
(1) In konsekutiven Masterstudiengängen wird die Studienplatzvergabe durch 
die einzelne Hochschule nach folgenden Grundsätzen vorgenommen: 
1.  bis zu 80 Prozent nach dem Ergebnis eines von der Hochschule 

durchzuführenden Auswahlverfahrens, 
2.  im Übrigen nach Wartezeit, wobei Zeiten eines Studiums an einer 

Hochschule auf die Wartezeit nicht angerechnet werden; die Wartezeit 
beginnt mit dem Bachelor-Abschluss, ihre Dauer wird auf sechs Jahre 
begrenzt. 

Die Höhe der Quote nach Satz 1 Nummer 1 regelt die Hochschule durch 
Satzung. Bis zu fünf Prozent der zur Verfügung stehenden Studienplätze sollen 
für Bewerberinnen und Bewerber im Sinne des § 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
vorgesehen werden. Eine außergewöhnliche Härte liegt insbesondere dann vor, 
wenn gesundheitliche, soziale, behinderungsbedingte oder familiäre Gründe in 
der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die sofortige Aufnahme des 
Masterstudiums zwingend erfordern. 
(2) Die Hochschule vergibt die Studienplätze im Rahmen des 
Auswahlverfahrens nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
1.  nach dem Grad der Qualifikation, die sich nach dem Ergebnis der Prüfung 

des vorangegangenen Studiengangs bemisst, 
2.  nach gewichteten Einzelnoten oder nach einer Gewichtung der Ergebnisse 

von Studienmodulen des vorangegangenen Studiengangs, die über die 
fachspezifische Motivation und Eignung Auskunft geben, 

3.  nach den Ergebnissen international anerkannter Sprach- und Fachtests, 
deren Eignung als Auswahlkriterium zu evaluieren ist, 

4.  nach einer Gewichtung des Studienfachs oder der Studienfächer des 
vorangegangenen Studiengangs, die über die fachspezifische Motivation 
und Eignung Auskunft geben, 

5.  nach zusätzlichen Qualifikationen, die außerhalb des Hochschulstudiums 
erworben wurden, 

6.  nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden 
Gesprächs mit den Bewerberinnen und Bewerbern, das Aufschluss über 
deren Motivation und Eignung geben soll, 

7.  nach einer Verbindung von Maßstäben nach den Nummern 1 bis 6. 
Bei der Auswahlentscheidung der Hochschule muss dem Grad der Qualifikation 
ein maßgeblicher Einfluss gegeben werden. Daneben ist mindestens ein 
weiteres Auswahlkriterium zugrunde zu legen. Die Gewichtung nach 
Einzelnoten oder Ergebnissen von Studienmodulen darf nicht das einzige 
Auswahlkriterium im Sinne des Satzes 3 sein. Soll die Teilnehmerzahl an den 
Auswahlverfahren begrenzt werden, entscheidet die Hochschule über die 
Teilnahme nach einem der in Satz 1 Nummer 1 bis 7 genannten Maßstäbe. Die 
nähere Ausgestaltung des Verfahrens und die Auswahl der Kriterien regelt die 
Hochschule durch Satzung, die der Bestätigung der für Hochschulen 
zuständigen Senatsverwaltung bedarf. Verfahren und Kriterien sind in der 
Satzung so zu gestalten, dass niemand mittelbar oder unmittelbar auf Grund 
des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, 
der Behinderung oder sexuellen Identität diskriminiert wird. Das 
Bestätigungsverfahren erstreckt sich auf die Überprüfung der Rechtmäßigkeit 
und der Zweckmäßigkeit der Satzung. Gebühren für die Durchführung des 
Auswahlverfahrens nach Satz 1 Nummer 1 bis 5 werden nicht erhoben. Soweit 
Gebühren für die Durchführung des Auswahlverfahrens erhoben werden, dürfen 
diese 25 Euro pro Aufnahmeverfahren nicht übersteigen. Im Falle der 
Immatrikulation wird die Aufnahmegebühr mit der Immatrikulationsgebühr 
verrechnet. 
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(3) Die §§ 12, 13 und 14 gelten entsprechend. 
 

2. Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 

 
 
 

§ 8 BerlHG4 Qualitätssicherung im Studium und Akkreditierung 
(1) Wesentlicher Bestandteil des hochschulinternen Qualitätssicherungssystems 
ist die regelmäßige Durchführung von Evaluationen, insbesondere im Bereich 
der Lehre. Die Studierenden und die Absolventen und Absolventinnen sind bei 
der Evaluation der Lehre zu beteiligen. 
(2) Studiengänge sind in bestimmten Abständen in qualitativer Hinsicht zu 
bewerten. Bewertungsmaßstab sind die in diesem Gesetz, insbesondere in § 22 
genannten Grundsätze sowie die jeweiligen fachlich anerkannten 
Qualitätsstandards. Das Verfahren und der Bewertungsmaßstab für die 
Akkreditierung von Bachelor- und Master-Studiengängen richten sich nach dem 
Studienakkreditierungsstaatsvertrag vom 1. bis 20. Juni 2017 (GVBl. S. 543) 
und der Studienakkreditierungsverordnung Berlin vom 16. September 2019 
(GVBl. S. 618) in der jeweils geltenden Fassung. 
(3) Die Hochschulen sind verpflichtet, der für Hochschulen zuständigen 
Senatsverwaltung die Ergebnisse der Bewertungen und Akkreditierungen nach 
Absatz 2 unverzüglich vorzulegen. Die für Hochschulen zuständige 
Senatsverwaltung kann auf der Grundlage des Akkreditierungsergebnisses die 
Zustimmung zur Einrichtung von Studiengängen widerrufen, zur Umsetzung des 
Akkreditierungsergebnisses mit Auflagen versehen oder zu diesem Zweck die 
Verlängerung der Zustimmung mit Auflagen versehen. 
(4) Die Ergebnisse der Lehrevaluation und der Akkreditierungen müssen in 
geeigneter Weise hochschulintern veröffentlicht werden; sie sind insbesondere 
dem Präsidium, den Dekanen oder Dekaninnen, Prodekanen oder 
Prodekaninnen, dem Qualitätsmanagement und den mit der Lehre betrauten 
Gremien zur Verfügung zu stellen. 
 
§ 22 BerlHG Studiengänge 
(1) Ein Studiengang führt zu einem berufsqualifizierenden Abschluss. 
(2) Die Hochschulen haben Studiengänge und Prüfungen so zu organisieren 
und einzurichten, dass insbesondere 
1.  unter Berücksichtigung der Eigenverantwortung der Studierenden die 

Erreichung der Studienziele (Kompetenzerwerb) gewährleistet ist, 
2.  sämtliche Studien- und Prüfungsleistungen innerhalb der Regelstudienzeit 

erbracht werden können, 
3.  sämtliche Studien- und Prüfungsleistungen gemäß Absatz 3 auch im 

Rahmen eines Teilzeitstudiums erbracht werden können, 
4.  individuelle Gestaltungsmöglichkeiten des Studiums und frei zu wählende 

Studienanteile auch zu überfachlichem Kompetenzerwerb für Studierende 
in der Regel zu einem Viertel, mindestens aber zu einem Fünftel 
berücksichtigt werden, 

5.  ein Teil des Studiums dem überfachlichen Kompetenzerwerb vorbehalten 
wird, 

6.  Möglichkeiten zugelassen werden, Studienleistungen in unterschiedlichen 
Formen zu erbringen, 

7.  Möglichkeiten zugelassen werden, einzelne Lehrveranstaltungen oder Teile 
des Studiums an unterschiedlichen Hochschulen in Berlin und Brandenburg 
zu absolvieren, 

8.  bereits erbrachte Studien- und Prüfungsleistungen bei einem Wechsel der 
Hochschule anerkannt werden, sofern hinsichtlich der erworbenen 
Kompetenzen kein wesentlicher Unterschied zu den Anforderungen des 
aufnehmenden Studiengangs besteht, 
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9.  Zeiträume während des Studiums für Aufenthalte an anderen Hochschulen 
oder im Ausland oder für Praktika ohne Zeitverlust zur Verfügung stehen, 

10.  die Anerkennung erbrachter Leistungen auf gleiche oder verwandte 
Studiengänge derselben oder einer anderen Hochschule erleichtert wird, 

11.  eine dem jeweiligen Studiengang entsprechende Verbindung von 
Wissenschaft und Praxis besteht. 

(3) Die Hochschulen haben Studiengänge so zu organisieren und einzurichten, 
dass ein Teilzeitstudium möglich wird. Ein Teilzeitstudium ist allen Studierenden 
auf Antrag zu gewähren. Aus dem individuellen Status des Studiums auf Teilzeit 
erwächst kein Anspruch auf ein erhöhtes Studienangebot seitens der 
Hochschule. Der Antrag, ein Studium in Teilzeitform zu studieren, ist in der 
Regel vor Beginn des Semesters zu stellen. Soweit der oder die Studierende in 
dem Antrag oder bei der Rückmeldung keine kürzere Dauer bestimmt hat, 
erfolgt das Studium in Teilzeitform bis auf Widerruf durch den Studierenden oder 
die Studierende. Die Rückkehr zum Vollzeitstudium erfolgt auf Antrag in der 
Regel zum Semesterwechsel. Die im Teilzeitstudium absolvierten Studienzeiten 
werden entsprechend dem am regulären Studienprogramm geleisteten Anteil 
auf die Regelstudienzeit angerechnet. 
(4) Die Hochschulen sollen Teilzeitstudiengänge einrichten, die ein Studium 
neben dem Beruf ermöglichen. Bei Teilzeitstudiengängen wird die 
Regelstudienzeit entsprechend der im Verhältnis zu einem Vollzeitstudiengang 
vorgesehenen Studienbelastung festgelegt. 
(5) Die Einrichtung und Aufhebung von Studiengängen bedarf der Zustimmung 
der für Hochschulen zuständigen Senatsverwaltung. In einem neuen 
Studiengang soll der Lehrbetrieb erst aufgenommen werden, wenn zumindest 
vorläufige Ordnungen für Studium und Prüfungen vorliegen. 
 
§ 22a BerlHG Strukturierung der Studiengänge 
(1) Studiengänge sind in mit Leistungspunkten versehene Studieneinheiten 
(Module) zu gliedern, die durch die Zusammenfassung von Studieninhalten 
thematisch und zeitlich abgegrenzt sind. Dies gilt nicht für solche Studiengänge, 
für die die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung Ausnahmen nach § 23 
Absatz 6 zugelassen hat. 
(2) Jedem Modul ist in Abhängigkeit vom Arbeitsaufwand für die Studierenden 
eine bestimmte Anzahl von Leistungspunkten entsprechend dem European 
Credit Transfer System (ECTS) zuzuordnen. Je Semester sind in der Regel 30 
Leistungspunkte zu Grunde zu legen. Ein Leistungspunkt entspricht einer 
Gesamtarbeitsleistung der Studierenden im Präsenz- und Selbststudium von 25 
bis höchstens 30 Zeitstunden. Module sollen mindestens eine Größe von fünf 
Leistungspunkten aufweisen. Für ein Modul erhält ein Studierender oder eine 
Studierende Leistungspunkte, wenn er oder sie die in der Prüfungsordnung 
vorgesehenen Leistungen nachweist. Die Vergabe von Leistungspunkten setzt 
nicht zwingend eine Prüfung, sondern den erfolgreichen Abschluss des 
jeweiligen Moduls voraus. 
(3) Die Studiengänge sollen die dem Fach entsprechenden internationalen 
Bezüge aufweisen. In geeigneten Fächern können Lehre und Prüfungen nach 
Maßgabe der Prüfungsordnung ganz oder teilweise in fremdsprachlicher Form 
durchgeführt werden. 
 
§ 23 BerlHG Bachelor- und Masterstudiengänge, Regelstudienzeit 
(1) Die Hochschule stellt mit ihren Bachelorstudiengängen, in denen 
entsprechend dem Profil der Hochschule und des Studiengangs 
wissenschaftliche oder künstlerische Grundlagen, Methodenkompetenz und 
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berufsfeldbezogene Qualifikationen vermittelt werden, eine breite 
wissenschaftliche oder künstlerische Qualifizierung sicher. 
(2) Ein Bachelorstudiengang führt zu einem ersten berufsqualifizierenden 
Hochschulabschluss (Bachelorgrad) und hat eine Regelstudienzeit von 
mindestens drei, höchstens vier Jahren. Für einen Bachelor-Abschluss sind 
nach Ausgestaltung der Studien- und Prüfungsordnungen nicht weniger als 180 
Leistungspunkte nachzuweisen. 
(3) Masterstudiengänge sind so auszugestalten, dass sie 
1.  a)  als vertiefende, verbreiternde oder fachübergreifende Studiengänge auf 

einem Bachelorstudiengang aufbauen oder 
 b)  einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss voraussetzen, jedoch 

nicht auf bestimmten Bachelorstudiengängen aufbauen 
(konsekutive Masterstudiengänge) oder 
2.  Studieninhalte vermitteln, die in der Regel einen ersten 
berufsqualifizierenden Hochschulabschluss und anschließende qualifizierte 
berufspraktische Erfahrung von in der Regel nicht unter einem Jahr 
voraussetzen (weiterbildende Masterstudiengänge). 
Ein Masterstudiengang führt zu einem weiteren berufsqualifizierenden 
Hochschulabschluss (Mastergrad) und hat eine Regelstudienzeit von 
mindestens einem Jahr, höchstens zwei Jahren. Für einen Masterabschluss 
sind unter Einbeziehung des ersten berufsqualifizierenden 
Hochschulabschlusses in der Regel 300 Leistungspunkte erforderlich. Davon 
kann bei entsprechender Qualifikation der Studierenden im Einzelfall 
abgewichen werden. 
(4) Die Gesamtregelstudienzeit eines Bachelorstudiengangs und eines 
konsekutiven Masterstudiengangs nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a 
beträgt höchstens fünf, in den künstlerischen Kernfächern höchstens sechs 
Jahre. 
(5) Die in den Absätzen 2 bis 4 festgelegten Regelstudienzeiten verlängern sich 
um insgesamt bis zu zwei Semester, soweit im Rahmen des Studiums 
strukturierte Angebote der Hochschule zur fachlichen Orientierung 
(Orientierungsstudium) wahrgenommen werden. Näheres regelt die Hochschule 
durch Satzung. 
(6) Für künstlerische Studiengänge der Freien Kunst und verwandter Fächer 
kann die für Hochschulen zuständige Senatsverwaltung Ausnahmen von der 
Studiengangstruktur nach den Absätzen 1 bis 3 zulassen. 
(7) Die Hochschulen können in Zusammenarbeit mit Trägern beruflicher 
Ausbildung Studiengänge einrichten, die neben dem Hochschulabschluss auch 
zu einem beruflichen Ausbildungsabschluss führen oder in anderer Weise 
besondere berufspraktische Kompetenzen vermitteln (duale Studiengänge). 
Duale Studiengänge integrieren wissenschaftliche und berufspraktische 
Qualifikationen. Ein Studiengang darf als dual bezeichnet werden, wenn die 
Lernorte, mindestens Hochschule und Betrieb oder Praxispartner, systematisch 
sowohl inhaltlich als auch organisatorisch und vertraglich miteinander verzahnt 
sind. Die Verantwortung der Hochschule für Inhalt und Qualität des 
Studiengangs muss dabei gewährleistet bleiben. 
 
§ 23a BerlHG Studienübergänge, Anrechnung von Ausbildungs- und 
Studienleistungen 
(1) Studien- und Prüfungsleistungen, die an staatlichen oder staatlich 
anerkannten Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland oder an 
ausländischen Hochschulen aus dem Geltungsbereich des Übereinkommens 
über die Anerkennung von Qualifikationen im Hochschulbereich in der 
europäischen Region vom 11. April 1997 (BGBl. 2007 II S. 712, 713) erbracht 
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worden sind, sind anzuerkennen, sofern keine wesentlichen Unterschiede 
hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen (Lernergebnisse) bestehen. Im 
Übrigen werden an ausländischen Hochschulen erbrachte Leistungen 
anerkannt, sofern zwischen den erworbenen und den vorgesehenen 
Kompetenzen Gleichwertigkeit besteht. In der Studien- und Prüfungsordnung 
vorgesehene Kompetenzen, die außerhalb der Hochschulen erworben worden 
sind, sind bis zur Hälfte der für den Studiengang vorgesehenen Leistungspunkte 
anzurechnen, sofern zwischen den erworbenen und den vorgesehenen 
Kompetenzen Gleichwertigkeit besteht. Leistungen und Kompetenzen nach den 
Sätzen 1 bis 3 dürfen in einem Studiengang nur einmal anerkannt oder 
angerechnet werden. 
(2) Die Hochschule, an der ein Studium aufgenommen oder fortgesetzt wird, 
entscheidet über die angemessene Anerkennung oder Anrechnung nach Absatz 
1. Die Entscheidung trifft der zuständige Prüfungsausschuss der Hochschule, in 
Studiengängen, die mit einer staatlichen Prüfung abgeschlossen werden, das 
zuständige Prüfungsamt, soweit nicht die Prüfungsordnung eine pauschalierte 
Anrechnung oder eine andere Zuständigkeit vorsieht. 
(3) In einer besonderen Hochschulprüfung (Einstufungsprüfung) können 
Studienbewerber oder Studienbewerberinnen mit 
Hochschulzugangsberechtigung nachweisen, dass sie über Kompetenzen 
verfügen, die eine Einstufung in ein höheres Fachsemester rechtfertigen. 
(4) Das Nähere bestimmt die Studien- und Prüfungsordnung oder die 
Rahmenstudien- und -prüfungsordnung. 
 
§ 31 BerlHG Rahmenstudien- und -prüfungsordnung, Studienordnungen, 
Prüfungsordnungen 
(1) Die Hochschule erlässt eine Rahmenstudien- und -prüfungsordnung. In 
dieser Ordnung sind allgemeine Regelungen zur Organisation und 
Durchführung des Studiums und der Prüfung, zur Studierbarkeit sowie zur 
Studienberatung zu treffen, die im Interesse einer einheitlichen Verfahrensweise 
einer studiengangsübergreifenden Regelung bedürfen. Dabei ist insbesondere 
die Möglichkeit eines flexiblen und selbstbestimmten Studiums zu 
berücksichtigen. Einzelheiten zum jeweiligen Studiengang regelt die Hochschule 
in der betreffenden Studienordnung oder Prüfungsordnung. 
(2) Die Studien- und Prüfungsordnungen oder die Rahmenstudien- und -
prüfungsordnung müssen insbesondere regeln 
1.  Näheres über den mit dem Studiengang zu erwerbenden akademischen 

Grad sowie die Ausgestaltung des Zeugnisses und des Diploma 
Supplements, 

2.  die fachspezifische Regelstudienzeit, Regelungen zum Teilzeitstudium, den 
Studienaufbau durch Bestimmung der einzelnen Module und die Zuordnung 
von Leistungspunkten zu den Modulen sowie das Verfahren beim ersten 
Prüfungsversuch innerhalb der Regelstudienzeit (Freiversuch), soweit der 
Studiengang hierfür geeignet ist, 

3.  die Ausgestaltung der Module durch Bestimmung der dadurch zu 
vermittelnden Kompetenzen und Bestimmung der für die betreffenden 
Prüfungen vorgesehenen Prüfungsformen, 

4.  die Zulassungsvoraussetzungen und Anforderungen einzelner Prüfungen, 
deren Bedeutung für den Studienabschluss sowie das Verfahren der 
Wiederholung von Prüfungen und bei Verhinderung an der Teilnahme an 
Prüfungen, 

5.  das Verfahren zur Bildung der Abschlussnote, 
6.  Näheres zur Anfertigung der Abschlussarbeit, 
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7.  Näheres zur Zulassung alternativer Studien- und Prüfungsleistungen durch 
den Prüfungsausschuss, um auf begründeten Antrag im Einzelfall zu 
ermöglichen, dass einzelne in der Studien- oder Prüfungsordnung 
vorgeschriebene Studien- und Prüfungsleistungen ohne die Verwendung 
eigens hierfür getöteter Tiere erbracht werden können. 

(3) Die Rahmenstudien- und -prüfungsordnung und die Prüfungsordnungen 
müssen die Inanspruchnahme der Schutzfristen nach § 3 des 
Mutterschutzgesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), das durch Artikel 57 
Absatz 8 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, ermöglichen und in angemessener 
Weise die Betreuung von Kindern, für die nach den gesetzlichen Regelungen 
von den Studierenden Elternzeit beansprucht werden kann, sowie die Pflege 
pflegebedürftiger naher Angehöriger im Sinne des Pflegezeitgesetzes 
berücksichtigen. Ein Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderungen 
gemäß § 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes oder chronischen 
Erkrankungen durch Anerkennung gleichwertiger Leistungen in anderer Form 
oder Ermöglichung einer Leistungserbringung in verlängerter Zeit ist 
vorzusehen; hierbei ist den Studierenden möglichst langfristige 
Planungssicherheit einzuräumen. 
 

3. Spielräume 
Lehrveranstal-
tungsorganisa-
tion; 
fremdsprachige 
Prüfungen 

 
 
 

§ 29 BerlHG5 Semester- und Vorlesungszeiten 
(1) Das Sommersemester dauert vom 1. April bis zum 30. September, das 
Wintersemester vom 1. Oktober bis zum 31. März. Jeweils zwei Semester 
bilden ein akademisches Jahr. 
(2) Vorlesungszeiten, akademische Ferien und Hochschultage setzt der 
Akademische Senat mit Zustimmung der für Hochschulen zuständigen 
Senatsverwaltung fest. 
(3) In der vorlesungsfreien Zeit sollen unter Berücksichtigung der anderen 
Verpflichtungen der Lehrkräfte Möglichkeiten zur Förderung des Studiums 
angeboten und bei Bedarf auch Lehrveranstaltungen durchgeführt werden. 
 
§ 30 BerlHG Prüfungen 
(1) Prüfungen dienen der Feststellung der auf der Grundlage der jeweiligen 
Studien- und Prüfungsordnung zu erlangenden Kompetenzen. 
(2) Ein Studium wird mit Vorliegen sämtlicher in der Prüfungsordnung 
vorgesehenen Studien- und Prüfungsleistungen oder mit einer staatlichen oder 
kirchlichen Prüfung abgeschlossen. In Bachelor- und Masterstudiengängen ist 
eine Abschlussarbeit vorzusehen, mit der die Fähigkeit nachgewiesen wird, 
innerhalb einer vorgegebenen Frist ein Problem aus dem jeweiligen Fach 
selbstständig nach wissenschaftlichen oder künstlerischen Methoden zu 
bearbeiten. 
(3) Module nach § 22a Absatz 1 werden in der Regel mit einer einheitlichen 
Prüfung abgeschlossen, deren Bestehen die Voraussetzung für den Abschluss 
des Studiums ist. Die Prüfungsinhalte sollen sich an den im jeweiligen Modul zu 
vermittelnden Kompetenzen orientieren. In Studiengängen, die nicht nach § 23 
Absatz 1 bis 3 strukturiert sind und die mit einer Hochschulprüfung abschließen, 
findet eine Zwischenprüfung statt, die auch studienbegleitend durchgeführt 
werden kann. Satz 3 gilt auch für Studiengänge, die mit einer staatlichen oder 
kirchlichen Prüfung abgeschlossen werden, soweit staatliche oder kirchliche 
Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmen. 
(4) Nicht bestandene studienbegleitende Prüfungen dürfen grundsätzlich 
mindestens zweimal, an Kunsthochschulen grundsätzlich mindestens einmal 
wiederholt werden; durch Teilnahme an einer Studienfachberatung erhalten 
Studierende über die in der Prüfungsordnung vorgesehenen 
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Wiederholungsversuche hinaus einen weiteren Prüfungsversuch. Nicht 
bestandene Bachelor- und Masterarbeiten einschließlich der daran 
anschließenden mündlichen Prüfungen sowie Abschluss- und 
Zwischenprüfungen dürfen grundsätzlich zweimal wiederholt werden. Die 
Hochschule hat sicherzustellen, dass eine Wiederholungsprüfung spätestens zu 
Beginn des auf die Prüfung folgenden Semesters abgelegt werden kann. Bei 
der Festsetzung des Zeitpunkts der Wiederholungsprüfung sollen die Interessen 
der Studierenden berücksichtigt werden. Die Möglichkeit zur Ablegung von 
Prüfungen und Wiederholungsprüfungen darf über die Anzahl der 
Wiederholungsversuche und das Außerkrafttreten der jeweiligen 
Prüfungsordnung unter Wahrung angemessener Übergangsfristen hinaus nicht 
beschränkt werden. 
(5) Prüfungsergebnisse einschließlich der Ergebnisse von 
Wiederholungsprüfungen sind so rechtzeitig bekannt zu geben, dass eine 
ungehinderte Fortführung des Studiums gewährleistet ist und hinreichend Zeit 
für die Vorbereitung auf eine mögliche Wiederholungsprüfung zur Verfügung 
steht. 
(6) Der Prüfungsanspruch bleibt grundsätzlich nach der Exmatrikulation 
bestehen. 
(7) Pro Modul sind für Präsenzprüfungen zwei Prüfungstermine für das jeweilige 
Semester anzubieten. Die oder der Studierende kann zwischen beiden 
Prüfungsterminen frei wählen. 
(8) Auch Dauerleiden berechtigen zu einem Rücktritt, der bis zum Beginn der 
Prüfung möglich ist. 
 
§ 31 BerlHG Rahmenstudien- und -prüfungsordnung, Studienordnungen, 
Prüfungsordnungen 
(1) Die Hochschule erlässt eine Rahmenstudien- und -prüfungsordnung. In 
dieser Ordnung sind allgemeine Regelungen zur Organisation und 
Durchführung des Studiums und der Prüfung, zur Studierbarkeit sowie zur 
Studienberatung zu treffen, die im Interesse einer einheitlichen Verfahrensweise 
einer studiengangsübergreifenden Regelung bedürfen. Dabei ist insbesondere 
die Möglichkeit eines flexiblen und selbstbestimmten Studiums zu 
berücksichtigen. Einzelheiten zum jeweiligen Studiengang regelt die Hochschule 
in der betreffenden Studienordnung oder Prüfungsordnung. 
(2) Die Studien- und Prüfungsordnungen oder die Rahmenstudien- und -
prüfungsordnung müssen insbesondere regeln 
1.  Näheres über den mit dem Studiengang zu erwerbenden akademischen 

Grad sowie die Ausgestaltung des Zeugnisses und des Diploma 
Supplements, 

2.  die fachspezifische Regelstudienzeit, Regelungen zum Teilzeitstudium, den 
Studienaufbau durch Bestimmung der einzelnen Module und die Zuordnung 
von Leistungspunkten zu den Modulen sowie das Verfahren beim ersten 
Prüfungsversuch innerhalb der Regelstudienzeit (Freiversuch), soweit der 
Studiengang hierfür geeignet ist, 

3.  die Ausgestaltung der Module durch Bestimmung der dadurch zu 
vermittelnden Kompetenzen und Bestimmung der für die betreffenden 
Prüfungen vorgesehenen Prüfungsformen, 

4.  die Zulassungsvoraussetzungen und Anforderungen einzelner Prüfungen, 
deren Bedeutung für den Studienabschluss sowie das Verfahren der 
Wiederholung von Prüfungen und bei Verhinderung an der Teilnahme an 
Prüfungen, 

5.  das Verfahren zur Bildung der Abschlussnote, 
6.  Näheres zur Anfertigung der Abschlussarbeit, 
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7.  Näheres zur Zulassung alternativer Studien- und Prüfungsleistungen durch 
den Prüfungsausschuss, um auf begründeten Antrag im Einzelfall zu 
ermöglichen, dass einzelne in der Studien- oder Prüfungsordnung 
vorgeschriebene Studien- und Prüfungsleistungen ohne die Verwendung 
eigens hierfür getöteter Tiere erbracht werden können. 

(3) Die Rahmenstudien- und -prüfungsordnung und die Prüfungsordnungen 
müssen die Inanspruchnahme der Schutzfristen nach § 3 des 
Mutterschutzgesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228), das durch Artikel 57 
Absatz 8 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, ermöglichen und in angemessener 
Weise die Betreuung von Kindern, für die nach den gesetzlichen Regelungen 
von den Studierenden Elternzeit beansprucht werden kann, sowie die Pflege 
pflegebedürftiger naher Angehöriger im Sinne des Pflegezeitgesetzes 
berücksichtigen. Ein Nachteilsausgleich für Studierende mit Behinderungen 
gemäß § 3 des Behindertengleichstellungsgesetzes oder chronischen 
Erkrankungen durch Anerkennung gleichwertiger Leistungen in anderer Form 
oder Ermöglichung einer Leistungserbringung in verlängerter Zeit ist 
vorzusehen; hierbei ist den Studierenden möglichst langfristige 
Planungssicherheit einzuräumen. 
 
32 BerlHG Durchführung von Hochschulprüfungen 
(1) Die Organisation der Prüfungen obliegt Prüfungsausschüssen, in denen 
Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen die Mehrheit der Stimmen haben 
und ein Hochschullehrer oder eine Hochschullehrerin den Vorsitz führt. 
(2) Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen bewertet werden, die 
mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine gleichwertige 
Qualifikation besitzen. 
(3) Prüfungsberechtigt sind Hochschullehrer und Hochschullehrerinnen im Sinne 
des § 45 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 sowie hauptberuflich tätige Lehrkräfte, die 
zu selbstständiger Lehre berechtigt sind, und Lehrbeauftragte. Prüfungen sollen 
vorrangig von Hochschullehrern und Hochschullehrerinnen abgenommen 
werden. Studienbegleitende Prüfungen können auch von den jeweiligen 
Lehrkräften abgenommen werden. 
(4) Die Studien- und Prüfungsordnungen oder die Rahmenstudien- und -
prüfungsordnung können vorsehen, dass in der beruflichen Praxis und 
Ausbildung erfahrene Personen auch dann zu Prüfern oder Prüferinnen bestellt 
werden können, wenn sie keine Lehre ausüben. 
(5) Gruppenarbeiten dürfen zugelassen und die Gruppenleistungen als solche 
bewertet werden, wenn Einzelleistungen der Prüfungskandidaten und 
Prüfungskandidatinnen abgrenzbar und bewertbar sind. 
(6) Hochschulprüfungen können vor Ablauf der für die Meldung festgelegten 
Fristen abgelegt werden, sofern die für die Zulassung zur Prüfung erforderlichen 
Leistungen nachgewiesen sind. 
(7) Mündliche Prüfungen finden hochschulöffentlich statt, es sei denn, ein 
Prüfungskandidat oder eine Prüfungskandidatin widerspricht. 
(8) Hochschulprüfungen können auch in digitaler Form durchgeführt werden. 
Näheres, einschließlich Regelungen zur diesbezüglich erforderlichen 
Verarbeitung personenbezogener Daten, regelt die Hochschule in der 
Rahmenstudien- und -prüfungsordnung. 
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§ 35 BerlHG Promotion 
[…] 
(7) Die Dissertation kann auf mehreren Einzelarbeiten beruhen, aus einer 
Forschungsarbeit mit Dritten entstanden sein und in einer anderen Sprache als 
Deutsch erfolgen. 

[…] 

Anmerkungen Zeile 1: 
 Immatrikulationsvoraussetzungen vollständig 
 Regelungen mit besonderem Bezug zu ausländischen 

Studierenden/Studierenden an ausländischen Hochschulen bzw. mit dem 
Fokus Sprache durch (nur hier eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) 
Unterstreichungen hervorgehoben 

 Regelungen zu Zulassungs-/Eignungsfeststellungsprüfungen durch (nur hier 
eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) doppelte Unterstreichungen 
hervorgehoben.  


